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0 Vorbemerkung 

Im Frühjahr 1999 wurde das DIW vom Ministerium des Inneren in Brandenburg beauftragt, 
ein Gutachten zu den Kommunalfinanzen und zum Finanzausgleichssystem zwischen dem 
Land Brandenburg und seinen Kommunen zu erstellen. 

Mehr noch als der Länderfinanzausgleich scheint der kommunale Finanzausgleich als eine 
tragende Säule der Gemeindefinanzen streitbefangen. Ohnedies nehmen in beiden Systemen 
die Konflikte in dem Maße zu, in dem die zu verteilende Finanzmasse abnimmt. Doch geht es 
im kommunalen Finanzausgleich nicht - wie im Länderfinanzausgleich - allein um die finanz-
bedarfsunabhängige Verteilung der Steuereinnahmen. Ein wesentliches Element stellt die Be-
stimmung des Finanzbedarfs,  also die Festlegung der ebenen- bzw. gruppenspezifischen An-
sprüche, dar. Die Anspruchsberechtigten bilden keine homogene Gruppe - im Gegenteil, ihre 
Interessen und Bedarfe sind sehr heterogen. Die Verteilungskonflikte vollziehen sich auf der 
vertikalen wie der horizontalen Ebene. Doch lassen sich weitere Ebenen und somit potentielle 
Konfliktherde unterscheiden: Kreisfreie  Städte, kreisangehörige Gemeinden und Landkreise 
bzw. große und kleine Gemeinden bzw. Gemeinden, die bestimmte zentralörtliche Funktionen 
wahrnehmen und Gemeinden, die mit keinen solchen Aufgaben betraut sind, des Weiteren 
Gemeinden in wirtschaftlich prosperierenden Regionen und solche in strukturschwachen Ge-
bieten. Es ist eine politische Gratwanderung, diese unterschiedlichen Interessen auszutarieren. 

In Ostdeutschland kommt dem kommunalen Finanzausgleich insofern eine noch größere Be-
deutung zu, als die Steuerkraft  der Gemeinden - gemessen an Westdeutschland - extrem nied-
rig, der Finanzbedarf  indes sehr hoch ist. Auf der anderen Seite benötigen die ostdeutschen 
Länder und Gemeinden einige Zeit, um einen leistungsfähigen kommunalen Finanzausgleich 
zu entwickeln. In den vergangenen Jahren hat es immer wieder Änderungen gegeben. Nun-
mehr ist nahezu ein Jahrzehnt vergangen und die Zeit gekommen, die finanzielle Entwicklung 
und die bestehenden Regelungen zu bewerten. 

In einem ersten Schritt wird der kommunale Finanzausgleich im Rahmen des bundesstaatli-
chen Föderalismus analysiert, und es werden die Ziele, Elemente und Problemfelder  des Fi-
nanzausgleichs diskutiert und bewertet. Es schließt sich die Darstellung der in Brandenburg 
geltenden Regelungen an. Im nächsten Schritt wird die finanzielle Entwicklung der Gemein-
den in Brandenburg skizziert, und zwar im Vergleich zu den übrigen ostdeutschen Kommunen 
wie auch im internen Vergleich. Sodann werden die Verteilungswirkungen des Finanzaus-
gleichs im Status quo analysiert: Dabei wird nach Gemeindegrößenklassen und Steuerkraft, 
nach zentralörtlicher Gliederung, nach engerem Verflechtungsraum und äußerem Entwick-
lungsraum sowie nach Landkreisen unterschieden. In Simulationsrechnungen werden alterna-
tive Ansätze diskutiert, modelliert und in ihren Wirkungen berechnet. Im Mittelpunkt stehen 
eine Neugewichtung der Einwohnerzahlen, die Einfuhrung eines Schülerlastenansatz sowie 
die Erweiterung des Soziallastenansatzes um die Betreuungskosten in den Kindertagesstätten. 
Abschließend werden die bestehenden Regelungen einer Wertung unterzogen und Ände-
rungsvorschläge für das System des kommunalen Finanzausgleichs in Brandenburg unter-
breitet. 



1 Bundesstaatlicher Föderalismus und kommunaler Finanzausgleich 

1.1 Aufgaben- und Finanzmittelverteilung im Bundesstaat 

In föderativen Systemen müssen die Kompetenzen und Aufgaben zwischen dem Bund und 
den Gliedstaaten so verteilt sein, dass der Zentralstaat seine am gesamtstaatlichen Interesse 
orientierten Aufgaben wirksam wahrnehmen kann und die unteren Ebenen genügend Spiel-
raum haben, ihre regional bezogenen Ziele zu erreichen. Es geht darum, die Vor- und Nach-
teile der Zentralisierung bzw. Dezentralisierung öffentlicher  Aufgaben zu optimieren. Neben 
ökonomischen Gründen sprechen eine Reihe anderer Argumente fur eine föderative und damit 
dezentrale Staatsorganisation. So schafft  die vertikale Aufgabenteilung - neben der (horizon-
talen) Gewaltenteilung - nicht nur eine weitere Machtaufspaltung, sondern auch kleinere de-
mokratische Entscheidungseinheiten. Diese wiederum geben dem Bürger größere Mitwir-
kungsmöglichkeiten in solchen Belangen, die seinen unmittelbaren Lebensbereich betreffen. 
Auch weisen dezentrale Entscheidungsebenen eine größere Bürgernähe auf. Schließlich wird 
ein größeres Innovationspotential dezentraler Strukturen vermutet: Je weniger uniform Orga-
nisationen sind, umso eher setzen sie neue Ideen um.1 

Die ökonomische Theorie des Föderalismus betont die allokationspolitischen Aspekte fur die 
föderale Staatsorganisation und hat Kriterien entwickelt, die einen möglichst effizienten  Ein-
satz der verfugbaren  Ressourcen sicherstellen sollen. Ein zentrales Ergebnis dieser Überle-
gungen ist die Forderung nach der räumlichen Identität von Entscheidungsträgern, Kosten-
trägern und Nutznießern öffentlicher  Leistungen. Diese Koinzidenz fuhrt  zu einem optimalen 
Versorgungsniveau an öffentlichen  Gütern: Die Entscheidungsträger befinden nur über die 
Durchsetzung eigener Präferenzen  und nicht über die Dritter, so dass externe räumliche Ef-
fekte im günstigsten Fall (bei sehr kleinen Gebietskörperschaften)  vermieden werden könnend 
Aus dieser Erkenntnis werden Kriterien für die föderale Aufgabenverteilung abgeleitet. Im 
Mittelpunkt stehen dabei drei Prinzipien, das Subsidiaritätsprinzip, das Prinzip der fiskali-
schen Äquivalenz und das Konnexitätsprinzip. 

Die konsequente Anwendung des Subsidiaritätsprinzips impliziert, dass möglichst viele öf-
fentliche Aufgaben von den regionalen und lokalen Gebietskörperschaften  wahrgenommen 
werden sollen. Individuelle Präferenzen  könnten wegen der räumlichen Nähe besser berück-
sichtigt werden. Wenn nur jene über das Güterangebot entscheiden, die auch Nutzen daraus 
ziehen und die Finanzierung tragen, kann das Angebot auf diese Bedürfhisse zugeschnitten 
werden. Je stärker die Nachfrage nach öffentlichen  Gütern regional oder lokal differiert,  umso 
eher bietet sich eine dezentrale Lösung an. Eine höhere Effizienz  wird schon allein deshalb 
vermutet, weil bei größerer interner Homogenität die Kosten der Entscheidungsfindung gerin-
ger sind.4 

Grundsätzlich können all jene öffentlichen  Aufgaben von dezentralen Entscheidungseinheiten 
wahrgenommen werden, die keine regionalen externen Effekte  verursachen, d.h. Nutznießer 
und Kostenträger räumlich nicht auseinander fallen. In diesen Fällen greift  auch das Prinzip 

1 Postlep (1993), S. 106. 

2 Grundlegend Tiebout (1956), Olson (1969), Musgrave (1969), Oates (1972, 1977). 

3 Postlep (1993), S. 62 ff. 

4 Kirsch (1974), S. 52 f., Lenk, Birke (1998), S. 200. 
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der fiskalischen Äquivalenz, wonach die Nutzer von räumlich abgegrenzbaren öffentlichen 
Leistungen die Finanzierungsverantwortung übernehmen sollen und damit über Art und Um-
fang des Leistungsangebots entscheiden. Bei konsequenter Anwendung können Fehlanreize 
wie Trittbrettfahrerverhalten  verhindert werden. 

Das Konnexitätsprinzip schließlich besagt, dass die entscheidungskompetente Körperschaft 
für die Finanzierung des Leistungsangebots zu sorgen hat. Die foderale Aufgaben- und Aus-
gabenverteilung sowie die aus dem Subsidiaritäts- und Äquivalenzprinzip ableitbare Hand-
lungsautonomie der jeweiligen Gebietskörperschaft  impliziert die Forderung nach weitgehen-
der Autonomie auf der Einnahmenseite. Fallen Entscheidungskompetenz und Aufgabendurch-
führung auseinander, so muss die entscheidungskompetente Körperschaft  die Kostendeckung 
dieser Aufgabe sicherstellen. Im anderen Falle wird die ausführende Körperschaft  kaum einen 
Anreiz zur Aufgabenerfüllung  verspüren. 

Im Ergebnis laufen die aus der ökonomischen Theorie des Föderalismus ableitbaren Forde-
rungen nicht nur auf mehr Autonomie und Selbstverantwortung der dezentralen Entschei-
dungsebenen hinaus. Von dezentralen Lösungen erhofft  man sich ebenso eine effizientere 
Produktion der öffentlichen  Güter. Geringere Planungs-, Entscheidungs- und Realisierungs-
kosten werden nicht nur deshalb vermutet, weil bei selbst zu verantwortenden Einnahme-
quellen die Anreize zur sparsamen Mittelverwendung größer sind; externe Mittel verwischen 
Zuständigkeiten und mindern das Kostenbewusstsein. Mit ihnen ist auch deshalb zu rechnen, 
weil die Bürokratie aufgrund der größeren Transparenz in ihrer Eigendynamik begrenzt ist 
und das Eigeninteresse der Politik besser kontrolliert werden kann. Letztlich wird das Kosten-
bewusstsein sensibilisiert. Dies gilt umso mehr, wenn auf regionaler/lokaler Ebene das Lei-
stungsangebot und die entsprechenden Kosten von den Bürgern wahrgenommen und mit de-
nen in anderen Körperschaften  verglichen werden. Im Zweifel reagieren Bürger mit „voting 
by feet", d.h. die Abwanderung wird als individuelles Druckmittel instrumentalisiert. Dadurch 
wird auch Wettbewerb auf regionaler/lokaler Ebene möglich, und die Körperschaften  werden 
gezwungen, Umfang und Struktur der öffentlichen  Gütern auf die Präferenzen  der Bürger zu-
zuschneiden und sie kostengünstig zu erstellend 

Demgegenüber erfordert  die zentrale Bereitstellung öffentlicher  Güter einheitliche Regelun-
gen, die zwangsläufig Wohlfahrtsverluste  verursachen. Eine zentrale Lösung wird nur dann 
als vorteilhaft  angesehen, wenn Größenvorteile („economies of scale") wirksam werden oder 
es um „geborene" öffentliche  Güter geht. Beispiele sind die Landesverteidigung, die zentrale 
Steuererhebung, der Rechtsschutz oder Teile der öffentlichen  Sicherheit. In bestimmten Fällen 
können räumliche externe Effekte  (sog. spillovers) besser internalisiert werden. Ein Beispiel 
ist der Straßenbau, ein anderes die Verschmutzung eines Flusses, der in eine andere Region 
fließt. Vom Straßenbau in einer Region profitieren  auch die Einwohner anderer Regionen, so 
wie sie durch die Umweltbelastung in anderen Regionen geschädigt werden. Mit steigender 
Mobilität der Produktionsfaktoren  erhöht sich insbesondere im Bereich der räumlich gebun-
denen Verkehrsinfrastruktur  der Umfang der externen Effekte:  Die Infrastruktureinrichtungen 
werden vermehrt von solchen Nutzern in Anspruch genommen, die nicht in der Stadt/Region 
wohnen. Dies heißt nun nicht unbedingt, dass diese Einrichtungen von der übergeordneten 
Gebietskörperschaft  getragen werden müssen. Wohl aber müssen Mechanismen installiert 
werden, die sicherstellen, dass die regionalen externen Effekte  internalisiert werden. Grund-

5 Richter, Seitz, Wiegard (1996). 


